
Frage des Anspruchs auf Pflichtteilsergänzung gemäß 
§ 2325 BGB wie auch für die Haftung des Beschenkten 
gemäß § 2329 BGB der reale Wert von Leistung und 
Gegenleistung zur Zeit der Zuwendung maßgebend. 
Dabei spielt es grundsätzlich keine Rolle, wie es dem 
Kassationsantrag entnommen werden könnte, ob es sich 
um ein landwirtschaftlich genutztes Grundstück oder 
um ein Hausgrundstück handelt. Der wirkliche Wert 
des Grundbesitzes ist ggf. durch Schätzung zu ermitteln. 
Bei der Bewertung der von den Verklagten zu erbrin­
genden Gegenleistungen haben die Instanzgerichte ent­
gegen dem Vorbringen des Klägers zutreffend die An­
wendung des Reichsbewertungsgesetzes vom 16. Oktober 
1934 (RGBl. I S. 1035) und der Kostenordnung vom 
25. November 1935 (RGBl. I S. 1371) abgelehnt. Diese Re­
gelungen bilden wohl eine Grundlage für die Abgaben­
erhebung bzw. für die Festsetzung des Geschäftswertes 
zur Berechnung der Gebühren für notarielle Beurkun­
dungen, können aber einer realen Bewertung von Ver­
mögensgegenständen oder -rechten, wie sie für die 
Frage der Berechtigung eines Pflichtteilsergänzungs­
anspruchs gemäß § 2325 BGB oder die Haftung des Be­
schenkten nach § 2329 BGB erforderlich ist, nicht gleich­
gesetzt werden (vgl. auch OG, Urteil vom 11. April 1967 
— 2 Zz 8/67 —). Richtig hat das Bezirksgericht auch 
erkannt, daß der reale Wert der von den einzelnen Ver­
klagten übernommenen Leistungen zu berechnen ist. 
Geschehen ist dies jedoch nicht; denn es hat z. B. der 
Berechnung des Altenteilsrechts des Erblassers lediglich 
den im Überlassungsvertrag angenommenen Jahres­
wert von 600 M, das sind monatlich 50 M, zugrunde 
gelegt. Dieser Wertberechnung kann nicht gefolgt wer­
den. .
Da dem Erblasser neben dem Wohnrecht im Grundstück 
des Verklagten zu 3) freie Verpflegung am Tisch des 
Erwerbers in gleicher Art und Güte, freies Licht, freie 
Heizung, Wartung und Pflege in gesunden und kranken 
Tagen, Reinigung der Auszugsstuben sowie Reinigung 
und Ausbessem der Wäsche und Kleidung zu gewähren 
waren, läßt sich das alles nicht — auch nicht auf dem 
Lande — mit monatlich 50 M bestreiten. Sollte sich fer­
ner bestätigen, daß der Erblasser keine Altersrente und 
keine Sozialversicherungsleistungen erhielt, so mußte bei 
Übernahme des Grundstücks angesichts des bereits da­
mals hohen Alters des Erblassers mit nicht unerheb­
lichen Kosten für Arzt und Medikamente gerechnet 
werden. Unter diesen Umständen dürften die mit der 
am 1. Januar 1960 erfolgten Übergabe der Grundstücke 
übernommenen Verpflichtungen gegenüber dem Erb­
lasser mit monatlich etwa 150 M angenommen werden 
können. Hinzu kommen die Mieteinnahmen (monatlich 
40 M), die dem Erblasser in Ermangelung einer eigenen 
Rente offenbar als eine Art Taschengeld zur Befriedi­
gung seiner persönlichen Bedürfnisse dienen sollten, 
und das in § 2 Ziff. 2 des Überlassungsvertrags geregelte 
Nießbrauchsrecht, das ebenfalls noch real zu bewerten 
wäre. Dabei wären die nach den vorstehenden Erwä­
gungen zu bewertenden Verpflichtungen gegenüber dem 
damals 82jährigen Erblasser mit Rücksicht auf dessen 
Lebenserwartung mit dem 4l/2fachen Jahreswert als 
Gegenleistung zu berechnen (vgl. Statistisches Jahrbuch 
der DDR 1969, Berlin, S. 470).
Die nach den vorstehenden Grundsätzen festzustellen­
den Werte sind dem zu ermittelnden Schätzwert der 
überlassenen Grundstücke als vereinbarte Gegen­
leistungen gegenüberzustellen. Dabei ist ferner zu be­
achten, daß im Falle des § 2329 BGB die Verklagten zu 
1) bis 3) nicht gesamtschuldnerisch, sondern nur mit 
dem ihnen jeweils zugefallenen Geschenk haften wür­
den.
Bei alledem würde eine im Verhältnis zum überlasse­
nen Gegenstand nur geringe Gegenleistung der einzel­

nen Verklagten dem Schenkungscharakter der ihnen 
gewährten Überlassung nicht entgegenstehen.
Mit dem der Verklagten zu 4) zustehenden Altenteils­
recht ist ebenfalls das Grundstück Nr. 28 (Eigentümer 
der Verklagte zu 3) belastet, während sie selbst Eigen­
tümer des Grundstücks Nr. 27 geworden ist. Mithin hat 
der Verklagte zu 3) — er hat den größten Teil des groß­
väterlichen Grundbesitzes erhalten — gleichzeitig mit 
der Übernahme des Grundstücks und der Altenteils­
verpflichtungen gegenüber dem Erblasser auch die 
Altenteilsverpflichtungen gegenüber der damals erst 
42jährigen Verklagten zu 4) übernommen, bei der eine 
Lebenserwartung von 34 Jahren (vgl. Statistisches Jahr­
buch der DDR 1969, Berlin, S. 470) in Betracht kommt. 
Dieses Altenteil würde bei Anwendung der für das 
Altenteil des Erblassers dargelegten Grundsätze eben­
falls mit einem Werte von etwa 150 M monatlich oder, 
wenn sie sozialversichert ist, mit etwa 120 M als Gegen­
leistung des Verklagten zu 3) anzusehen sein.
Es zeichnet sich daher ab, daß mit dem Überlassungs­
vertrag die Verklagte zu 4) am günstigsten gestellt 
worden ist. Sie wurde Eigentümer des -Hausgrundstücks 
Nr. 27, aus dem ihr seit dem Tode des Erblassers auch 
die Miete zufließt, und von 2,59 ha Acker sowie Alten­
teilsberechtigte am Hausgrundstück Nr. 28, in dem sie 
wohnt. Mithin wird nach Feststellung des Wertes der 
Leistung (Hausgrundstück, Acker und Altenteilsberech­
tigung), wobei eine Gegenleistung praktisch nicht in 
Betracht kommen dürfte, eine Schenkung vorliegen. Für 
diese haftet sie nach § 2329 BGB. Beim Verklagten zu 
3) wird voraussichtlich die Annahme einer Schenkung 
nicht in Betracht kommen. Die Herausgabepflicht gemäß 
§ 2329 BGB verteilt sich unter die Verklagten zu 1), 2) 
und 4) unter entsprechender Anwendung des § 420 BGB 
nach dem Verhältnis des Wertes der von ihnen emp­
fangenen Geschenke.
Nach Feststellung des Sachverhalts und Klärung der 
Rechtslage unter Beachtung der aufgezeigten Gesichts­
punkte wird das Bezirksgericht zu beurteilen haben, ob, 
nach welcher gesetzlichen Bestimmung und in welchem 
Umfange die Verklagten haften. Schenkungen i. S. des 
§ 2330 BGB liegen nach den hier gegebenen Umständen 
nicht vor.
Aus diesen Gründen war auf den Kassationsantrag we­
gen Verletzung der §§ 2325, 2339, 2330 BGB und des 
§ 139 ZPO das Urteil des Bezirksgerichts gemäß § 11 
Abs. 1 des ÄEG vom 17. April 1963 (GBl. I S. 65) in Ver­
bindung mit entsprechender Anwendung von § 564 ZPO 
aufzuheben und in ebenfalls entsprechender Anwen­
dung des § 565 Abs. 1 ZPO die Sache an dieses Gericht 
zurückzuverweisen.

§ 3 GVG; § 11 der VO über das Straßenwesen vom
18. Juli 1957 (GBl. I S. 377).
Die den früheren Staatlichen Straßenunterhaltungsbe­
trieben und jetzt den Bezirksdirektionen für Straßen- 
wesen obliegende Durchführung des Straßenwinter­
dienstes ist eine Maßnahme zur Lösung der Aufgaben 
der Straßenverwaltung. Deshalb ist für Schadenersatz­
ansprüche, die wegen eines Unfalls geltend gemacht 
werden, der infolge der Durchführung des Straßen­
winterdienstes entstanden ist, der Rechtsweg nicht zu­
lässig.
BG Potsdam, Urt. vom 23. April 1969 — 3 BCB 58/68.

Die Verklagte (Bezirksdirektion für Straßenwesen) ist 
seit dem 1. Januar 1968 Rechtsnachfolger des früheren 
Staatlichen Straßenunterhaltungsbetriebes (SSUB) W. 
und des ehemaligen Straßenbauaufsichtsamtes des Be­
zirks P.
Am 24. Dezember 1966 fuhr der Ehemann der Klägerin 
zu 1) und Vater der Klägerin zu 2) mit seinem Pkw
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